
8. 2. 11 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Volksbegehren und Volksent-
scheid ....................................................................................................................

Ändert GVBl. II 16-3

38

H 13614

37

Gesetz- und Verordnungsblatt
für das Land Hessen · Teil I

2011

Tag Inhalt Seite

Nr. 3Ausgegeben zu Wiesbaden am 14. Februar 2011

2. 2. 11 Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den Ländern Hessen, Nieder-
sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein über den Beitritt des
Landes Schleswig-Holstein zur Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt....................................................................................................................

GVBl. II Anhang Staatsverträge

40

27. 1. 11 Bekanntmachung über das Nicht-Inkrafttreten des Vierzehnten Staatsver-
trages zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Vierzehnter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag) .....................................................................

GVBl. II Anhang Staatsverträge

42

– Berichtigung ......................................................................................................... 43



Artikel 1

Änderung des Gesetzes 
über Volksbegehren 
und Volksentscheid

Das Gesetz über Volksbegehren und
Volksentscheid vom 16. Mai 1950
(GVBl. S. 103), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. November 2005 (GVBl. I
S. 769), wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

„§ 2

(1) Der Antrag auf Zulassung eines
Volksbegehrens muss enthalten:

1. einen ausgearbeiteten Gesetzent-
wurf, der mit einer Begründung
einschließlich einer Darstellung der
fi nanziellen Auswirkungen verse-
hen sein kann,

2. die persönlichen und handschriftli-
chen Unterschrif ten von mindestens
zwei vom Hundert der bei der letz-
ten Landtagswahl Stimmberechtig-
ten. Das Stimmrecht der Unter-
zeichner muss im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung bestehen; es ist
durch eine Bestätigung nachzuwei-
sen, die von der Gemeinde behörde
der Hauptwohnung unentgeltlich
zu ertei len ist, und

3. die Angabe von drei Vertrauens-
personen, die wäh rend des Zulas-
sungsverfahrens, des Volksbegeh -
rens und des Volksentscheids ein-
zeln berechtigt sind, Erklärungen
abzugeben und entgegenzuneh -
men.

Der Antrag ist an die Landesregierung
zu richten und schriftlich beim Landes-
wahlleiter einzureichen.

(2) Der Beginn der Sammlung von
Unterschriften nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
ist dem Landeswahlleiter durch die
Vertrauenspersonen unter Beifügung
des Gesetz entwurfs nach Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 schriftlich anzuzei gen.

(3) Die Unterzeichnung des Antrags
auf Zulassung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
darf im Zeitpunkt der Einrei chung
beim Landeswahlleiter nicht länger als
ein Jahr zurückliegen. Sie erfolgt für
jeden Unterzeichner auf einem geson-
derten, vom Träger des Volksbegeh-
rens bereitgestellten Formblatt, das
enthalten muss:

1. den Antrag auf Zulassung des
Volksbegehrens und dessen Unter-
zeichnung,

2. den Gesetzentwurf nach Abs. 1
Satz 1 Nr. 1,

3. die Angabe von drei Vertrauens-
personen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3,

4. Familienname, Vorname, Tag der
Geburt und An schrift (Hauptwoh-
nung) des Unterzeichners,

5. den Tag der Unterzeichnung sowie

6. eine Möglichkeit für die Stimm-
rechtsbescheinigung der Gemein-
debehörde.

Unterschriften auf Formblättern, die
den gesetzlichen Vorgaben des Satz 2
nicht entsprechen, werden bei der 
Ermittlung der Quote nach Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 nicht berücksichtigt; im
Übrigen gilt § 9 entsprechend. Eine
Unterzeichnung kann nicht zurückge-
nommen werden.

(4) Der Landeswahlleiter unterrich-
tet den Landtag und die Landesregie-
rung unverzüglich über den Eingang
eines Antrags auf Zulassung eines
Volksbegehrens durch Übersendung
der Unterlagen nach Abs. 1 Nr. 1 und 3.

§ 3

(1) Der Landeswahlleiter prüft bin-
nen einer Woche, ob die Voraussetzun-
gen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 vorlie-
gen, und teilt das Ergebnis dem Land-
tag, der Landesregierung und den Ver-
trauenspersonen mit.

(2) Der Landtag befasst sich mit
dem Volksbegehren, sobald ihm der
Landeswahlleiter mitgeteilt hat, dass
die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 vorliegen.

(3) Über den Zulassungsantrag ent-
scheidet die Landes regierung binnen
eines Monats. Dem Zulassungsantrag
ist stattzugeben, wenn er die Voraus-
setzungen des § 2 Abs. 1 erfüllt und
den Bestimmungen der Verfassung
entspricht, es sei denn, dass im Laufe
des letzten Jah res, zurückgerechnet
vom Tage des Eingangs des Zu -
lassungsantrags beim Landeswahllei-
ter, auf einen sachlich gleichen Antrag
bereits ein Volksbegehren zu stande
gekommen ist. Die Ausschlussfrist be-
trägt zwei Jahre, wenn ein früheres
derartiges Begehren mangels Zustim-
mung der erforderlichen Zahl von
Stimmbe rechtigten nicht zustande 
gekommen ist.“

2. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

(1) Wird dem Zulassungsantrag
stattgegeben, macht ihn der Landes-
wahlleiter im Staatsanzeiger für das
Land Hessen öffentlich bekannt und
setzt dabei Beginn und Ende der Frist
fest, innerhalb der sich die Stimm -
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berechtigten für das Volksbegehren
eintragen können (Eintragungsfrist). 

(2) Die Eintragungsfrist beträgt
zwei Monate; sie muss innerhalb von
zwei Monaten nach der öffentlichen
Be kanntmachung beginnen.

(3) Der Zulassungsantrag kann bis
zum Beginn der Eintragungsfrist durch
eine schriftliche Erklärung der Ver-
trauenspersonen gegenüber dem Lan-
deswahlleiter zurückgenommen wer-
den. Der Landeswahlleiter macht die
Rücknahme im Staatsanzeiger für das
Land Hessen öffentlich bekannt.

(4) Beschließt der Landtag ein 
Gesetz, mit dem der Ge setzentwurf
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 unverän -
dert übernommen wird, stellt der Lan-
deswahlleiter die Erledigung des
Volksbegehrens fest; Abs. 3 Satz 2 gilt
entsprechend.“

3. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7

(1) Die Eintragungslisten müssen
den Gesetzentwurf nach § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, die Vertrauenspersonen
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 sowie das
Begehren nach einer Vorlegung des
Gesetzentwurfs im Wege eines Volks-
entscheids enthalten. Die Beschaffung
der Ein tragungslisten und ihre Versen-
dung an die Gemeinde behörden ist
Sache der Träger des Volksbegehrens.

(2) Die Gemeindebehörden sind
verpflichtet, die ihnen zugegangenen
ordnungsmäßigen Eintragungslisten
in nerhalb der Eintragungsfrist wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten
mindestens am Ort der Gemeindever -
waltung bereitzuhalten und Vorkeh-
rungen für die Prü fung der Eintra-
gungsberechtigung vor der Zulassung
zur Eintragung zu treffen. 

(3) Eintragungsfrist, Eintragungs-
stellen und Eintra gungszeiten sind

durch die Gemeindebehörden ein -
schließlich des Gesetzentwurfs nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 spätestens eine
Woche vor Beginn der Eintra gungsfrist
öffentlich bekanntzumachen. Dabei ist
auf die Voraussetzungen der Eintra-
gungsberechtigung und die Vornahme
der Eintragung in die ausgelegten Lis-
ten hinzuweisen.“

4. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Eintragung geschieht
durch die Aufnahme von Namen,
Vornamen, Geburtsdatum und
Haupt wohnung sowie die persönli-
che und handschriftli che Unter-
schrift des Eintragungsberechtig-
ten. Er klärt ein Eintragungsberech-
tigter, dass er nicht schreiben kön-
ne, so ist die Eintragung von Amts
wegen unter Vermerk dieser Erklä-
rung vorzuneh men. Eine Eintra-
gung kann nicht zurückgenommen
werden.“

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3
und die Worte „seinen Wohnort“
werden durch „seine Hauptwoh -
nung“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4
und das Wort „Einzeichnungsfrist“
wird durch „Eintragungsfrist“ er-
setzt.

5. In § 24 Abs. 2 wird die Angabe „§ 3
Absatz 2 Satz 2“ durch „§ 3 Abs. 3
Satz 3“ ersetzt.

6. In § 29 wird die Zahl „2011“ durch
„2016“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 8. Februar 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n
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Das Land Hessen, das Land Nieder-
sachsen, das Land Sachsen-Anhalt und
das Land Schleswig-Holstein schließen,
vorbehaltlich der Zustimmung ihrer 
gesetzgebenden Organe, nachstehenden
Staatsvertrag, der den Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Hessen, dem Land Nie-
dersachsen und dem Land Sachsen-An-
halt vom 11./20. Oktober 2005 über die
Errichtung der Nordwestdeutschen Forst-
lichen Versuchsanstalt ändert:

Artikel 1

Der Staatsvertrag zwischen dem Land
Hessen, dem Land Niedersachsen und

dem Land Sachsen-Anhalt vom 11./
20. Ok tober 2005 über die Errichtung der
Nordwestdeutschen Forst lichen Versuchs-
anstalt wird wie folgt geändert:

1. Der Titel erhält folgende Fassung:

„Staatsvertrag über die 
Nordwestdeutsche Forstliche

Versuchsanstalt“.

2. Die Präambel wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Es ist gemeinsamer Wille der
Landesregierungen von Hessen,
Niedersachsen, Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein, ihre beste-
henden Einrichtungen für das forst-
liche Versuchswesen in der Nord-*) GVBl. II Anhang Staatsverträge 

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zu dem Staatsvertrag zwischen den Ländern Hessen, Niedersachsen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein über den Beitritt des Landes 

Schleswig-Holstein zur Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt*)

Vom 2. Februar 2011

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 2. Februar 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  E n e r g i e ,  L a n d w i r t -
s c h a f t  u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

P u t t r i c h

§ 1

Dem vom 1. November 2010 bis 
16. November 2010 unter zeichneten
Staatsvertrag zwischen den Ländern Hes-
sen, Nie dersachsen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein über den Beitritt des
Landes Schleswig-Holstein zur Nordwest-
deut schen Forstlichen Versuchsanstalt
wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffent -
licht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag
nach seinem Art. 2 Abs. 2 Satz 1 in Kraft
tritt, ist im Gesetz- und Verordnungs blatt
Teil I bekannt zu geben.

Anlage

Staatsvertrag 
zwischen den Ländern Hessen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein über den Beitritt des Landes Schleswig-Holstein 

zur Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt

Anlage
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westdeutschen Forstlichen Ver-
suchsanstalt als gemeinsame
Dienststelle zusammenzuführen.“

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Gemeinsame Träger dieser Dienst-
stelle sind die Länder Hessen, Nie-
dersachsen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein.“

c) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Für Hessen, Niedersachsen, Sach-
sen-Anhalt und Schleswig-Holstein
ist die Einrichtung zentrale Dienst-
leisterin für alle Waldbesitzenden
auf dem Gebiet des forstlichen Ver-
suchswesens.“

3. Artikel 1 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Die Länder Hessen, Niedersach-
sen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein errichten zur Kooperation 
im forstlichen Versuchswesen eine 
gemeinsame Behörde.“

4. Artikel 4 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende
Fassung:

„(5) Die Länder Hessen und Nieder-
sachsen haben jeweils zwei Stimmen,
die Länder Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein haben jeweils eine
Stimme.“

5. Artikel 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Verteilung der Stellen, der
Sachkosten und der Investitionen
soll jeweils folgendem Länder-
schlüssel entsprechen: Hessen 
37,2 v. H., Niedersachsen 46,2 v. H.,
Sachsen-Anhalt 11,6 v. H. und
Schleswig-Holstein 5,0 v. H.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Länder Hessen, Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt blei-
ben Arbeitgeber oder Dienstherr

des von ihnen in der Nordwestdeut-
schen Forstlichen Versuchsanstalt
eingesetzten Personals. Planstellen
und Stellen dieser Länder bleiben
in den jeweiligen Haushalten der
Länder veranschlagt. Das Land
Schleswig-Holstein erstattet dem
Land Niedersachsen jährlich antei-
lige Personalkosten.“

c) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort
„drei“ durch das Wort „vier“ er-
setzt. 

d) Absatz 9 erhält folgende Fassung:

„(9) Die Länder Hessen, Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt veran-
schlagen in ihrem jeweiligen Haus-
halt die Stellen, Personalkosten und
Personalnebenkosten der planmä-
ßig Beschäftigten sowie die anteili-
gen Sachkosten und Investitionen.
Das Land Schleswig-Holstein ver-
anschlagt in seinem Haushalt die
an Niedersachsen zu leistenden
Personal- und Personalnebenkosten
sowie die anteiligen Sachkosten
und Investitionen.“

e) Absatz 12 erhält folgende Fassung:

„(12) Die Prüfungsrechte der
Rechnungshöfe der Länder Hessen,
Niedersachsen, Sachsen-Anhalt
und Schleswig-Holstein bleiben un-
berührt.“

Artikel 2

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der 
Ratifikation; die Ratifikationsurkunden
werden bei der Niedersächsischen Staats-
kanzlei hinterlegt.

(2) Der Staatsvertrag tritt am ersten
Tag des Monats in Kraft, der dem Monat
folgt, in dem die letzte Ratifikationsur-
kunde hinterlegt wird. Die Niedersächsi-
sche Staatskanzlei teilt den übrigen betei-
ligten Ländern die Hinterlegung der letz-
ten Ratifikationsurkunde und den Zeit-
punkt des In-Kraft-Tretens des Staatsver-
trages mit.

Wiesbaden, den 08. November 2010

Für das Land Hessen

Für den Ministerpräsidenten

Lucia Puttrich

Ministerin für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz

Hannover, den 16. November 2010

Für das Land Niedersachsen

Für den Ministerpräsidenten

Astrid Grotelüschen

Ministerin für Ernährung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und Landesentwick-
lung

Magdeburg, den 12. November 2010

Für das Land Sachsen-Anhalt

Für den Ministerpräsidenten

Dr. Hermann Onko Aeikens

Minister für Landwirtschaft und Umwelt

Kiel, den 01. November 2010

Für das Land Schleswig-Holstein

Für den Ministerpräsidenten

Dr. Juliane Rumpf

Ministerin für Landwirtschaft, Umwelt
und ländliche Räume
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Nach § 2 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zu
dem Vierzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 22. November 2010
(GVBl. I S. 382) wird bekannt gegeben,
dass der Staatsvertrag nach seinem Art. 4
Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos geworden
ist, da bis zum 31. Dezember 2010 nicht
alle Ratifikationsurkunden bei der Staats-
kanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz hinterlegt worden
sind.

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge 

Bekanntmachung 
über das Nicht-Inkrafttreten des Vierzehnten Staatsvertrages 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Vierzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)*)

Vom 27. Januar 2011

Wiesbaden, den 27. Januar 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r
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Betr.: Gesetz zur Neuregelung des
Rechts des Naturschutzes und der
Landschaftspflege vom 20. Dezem-
ber 2010 (GVBl. I S. 629)

In Art. 6 Nr. 2 Buchst. a muss die Angabe
„4835-302“ durch die Angabe „4825-302“
ersetzt werden.

Berichtigung
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